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Umsetzung des Nichtraucherschutzgesetzes im Rathaus der Stadt Norderstedt 
 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Entwurf des Gesetzes zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens (Landtags-
drucksache 16/1435) ist in der ersten Lesung im Landtag im Juli 2007 in die Ausschüsse zur 
weiteren Beratung überwiesen worden. Mit dem Inkrafttreten ist spätestens zum 01.01.2008 
zu rechnen, abhängig vom Verlauf der parlamentarischen Beratungen ggf. auch früher. 
 
Nach dem Gesetz ist in allen Gebäuden von Behörden das Rauchen zukünftig verboten. 
Lediglich bei Ausweisung besonderer Raucherräume darf noch innerhalb des Gebäudes 
geraucht werden. 
 
Es ist nicht geplant, innerhalb des Gebäudes des Rathauses solche Räume auszuweisen. 
 
Folgende Maßnahmen sind bis zum mutmaßlichen Inkrafttreten des Gesetzes geplant, wobei 
Einzelmaßnahmen vorgezogen werden: 
 
• Rauchverbotsbeschilderung im notwendigen Umfang. 
• Entfernung aller Aschenbecher im Gebäude, insbesondere in der Passage und auf der 

Galerie vor den Sitzungsräumen. 
• Schaffung von Rauchgelegenheiten außerhalb des Gebäudes: 

a) Im Bereich des Haupteinganges für Besucher der Tribühne und der Sitzungsräume, 
b) Im Bereich der Poststelle für die Mitarbeiter. Dafür werden die Fahrradständer für die 
Mitarbeiter auf die angrenzenden Parkplätze verlegt und die Fahrradabstellanlage erwei-
tert und  
c) Im Bereich des Hintereinganges der Volkshochschule 

 
Die Demontage der Aschenbecher und die Einrichtung des Raucherbereiches VHS wird we-
gen des Semesterbeginns bereits zum 01.09.2007 erfolgen. 
 
Ein Verstoß gegen die Bestimmungen des Nichtraucherschutzgesetzes ist als Ordnungswid-
rigkeit mit Geldbuße bedroht. Diese beträgt für Raucher, die gegen das Rauchverbot versto-
ßen, bis zu 400 € und für Leiter von Einrichtungen, die den Verpflichtungen nach dem Ge-
setz nicht nachkommen, bis zu 4.000 €. 
 
 


